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Einleitung

A. Gegenstand der Untersuchung

Die Entwicklung von Künstlicher Intelligenz schreitet mit einer bemerkenswer
ten Dynamik voran, sodass schon in naher Zukunft eine Leistungsfähigkeit erreicht 
sein dürfte, die den Einsatz dieser Technologie in zahlreichen neuen Anwen
dungsfeldern ermöglicht.1 Daher gilt es bereits heute, Einsatzoptionen der aufstre
benden Technologie einerseits unter Ausschöpfung ihrer Leistungsstärke und an
dererseits mit Abschätzung und Berücksichtigung des Gefahren- und Miss
brauchspotenzials innerhalb des bestehenden Rechtsgefüges auszuloten. Eine sol
che vorausschauende Betrachtung erscheint umso dringlicher, da die rasante 
Weiterentwicklung der KI-Technologie andernfalls der wissenschaftlichen Dis
kussion enteilen könnte.

Die vorliegende Arbeit widmet sich der Polizeiarbeit als spezifischem Anwen
dungsbereich von Künstlicher Intelligenz. In diesem Einsatzfeld dient die Techno
logie gegenwärtig der Kategorisierung und Analyse von Daten insbesondere zur 
Strafverfolgung und zur Erstellung von Gefahren- und Kriminalitätsprognosen.

Über diesen Einsatz hinaus eröffnet die technologische Entwicklung jedoch auch 
die Perspektive, polizeiliche (Ermessens-)Verwaltungsakte durch Systeme Künst
licher Intelligenz zu erlassen. Während der vollständig automatisierte Erlass von 
Ermessensverwaltungsakten, nicht zuletzt wegen der Einführung des § 35a 
VwVfG2, bislang auf weitgehende Ablehnung stößt, da er als rein anthropologischer 
Vorgang bezeichnet wird3, bedarf diese Einschätzung angesichts jüngster Fort
schritte im Bereich der Künstlichen Intelligenz einer erneuten Überprüfung.

1 Vgl. Busche, AöR 2024, 207, 210; Funke, in: Chibanguza/Kuß/Steege, Künstliche In
telligenz, § 3 Rn. 7 ff.; Djeffal/Richter, Wissenschaft & Management 2024 (Heft 2), 10; Kal
der, in: Kersting et al., Wie Maschinen lernen, 2019, S. 140; Lämmel/Cleve, Künstliche In
telligenz, 6. Auflage 2023, S. 21; Muttach/Link, CR 2023, 725; Neu et al., Anwendungsfelder 
und Herausforderungen der Künstlichen Intelligenz, 2022, S. 19 ff.; Rohrlich, KI und Recht, 
2025, S. 14.

2 § 35a VwVfG: „Ein Verwaltungsakt kann vollständig durch automatische Einrichtungen 
erlassen werden, sofern dies durch Rechtsvorschrift zugelassen ist und weder ein Ermessen 
noch ein Beurteilungsspielraum besteht.“

3 So z.B. BT-Drs. 18/8434, S. 122; Beirat Verwaltungsverfahrensrecht beim BMI, NVwZ 
2015, 1114, 115; Braun Binder, NVwZ 2016, 960, 963; Degrandi, Die automatisierte Ver-
waltungsverfügung, 1977, S. 46 f.; Müller, in: Huck/Müller, VwVfG, 4. Auflage 2025, § 35a 
VwVfG Rn. 1; Siegel, DVBl 2017, 24, 26. Die Terminologie „anthropologischer Vorgang“ 



Ziel dieser Arbeit ist es daher, eine vergleichende Analyse der technischen und 
menschlichen Entscheidungsfindung vorzunehmen, um aufzuzeigen, in welchem 
Maße sich die Funktionsweise moderner Künstlicher Intelligenz dem menschlichen 
Denken angenähert hat. Dafür hat die Untersuchung unter anderem in die juristische 
Methodenlehre einzutauchen und unter Einbezug kognitionspsychologischer Er
kenntnisse bestehende methodologisch gefestigte Vorgänge in Bezug auf den Ein
satz Künstlicher Intelligenz neu zu betrachten und weiterzuentwickeln.

Aufgrund der Heterogenität polizeilicher Ermächtigungsgrundlagen und zur 
Wahrung einer klaren und übersichtlichen Darstellung ist eine maßnahmenbezo
gene Eingrenzung des Untersuchungsgegenstands geboten. Hierfür erweist sich die 
polizeiliche Platzverweisung als geeignet, da es sich zum einen um eine in der 
polizeilichen Praxis häufig angewandte Maßnahme handelt, die leicht mündlich zu 
erlassen ist und zum anderen verglichen mit anderen polizeilichen Eingriffen eine 
mildere Intensität und überwiegend klar definierte rechtliche Voraussetzungen 
aufweist.

Polizeirechtlicher Untersuchungsgegenstand, der gleichwohl zahlreiche Be
zugspunkte zur allgemeinen Diskussion um die Zulässigkeit KI-gestützter Verwal
tungsakte bietet, ist somit die Prüfung der Zulässigkeit des Einsatzes von Systemen 
Künstlicher Intelligenz zum vollständig automatisierten Erlass einer polizeilichen 
Platzverweisung.

B. Gang der Untersuchung

Die vorliegende Untersuchung widmet sich der Frage, ob und inwieweit der 
Einsatz Künstlicher Intelligenz zum vollständig automatisierten Erlass einer Platz
verweisung im Lichte des allgemeinen Verwaltungsrechts und des Grundgesetzes 
rechtlich zulässig ist. Das nordrhein-westfälische Recht wird dabei als exempla
rische Referenz für das allgemeine Verwaltungsrecht herangezogen. Diese Heran
gehensweise erleichtert einerseits die Systematisierung und Strukturierung der Ar
gumentation und ist andererseits aufgrund der weitgehenden Normähnlichkeit auf 
Landes- und Bundesebene über den konkret gewählten Rechtsrahmen hinaus auf 
vergleichbare Regelungstatbestände übertragbar.

Die gewonnenen Erkenntnisse beschränken sich zudem keineswegs allein auf die 
polizeilichen Handlungsbereiche, wie es angesichts des arbeitsimmanenten Zu
schnitts zunächst den Anschein haben könnte. Vielmehr lassen sich die erarbeiteten 

soll in Übereinstimmung mit der rechtswissenschaftlichen Diskussion auch in der vorliegen-
den Schrift Anwendung finden. Zwar wird der Begriff „anthropologisch“ traditionell im me-
dizinisch-biologischen Diskurs herangezogen, um körperliche Merkmale sowie die evolutio-
näre Entwicklung des Menschen zu charakterisieren, doch findet er gleichermaßen in anderen 
Disziplinen, wie etwa der Philosophie, Verwendung, um jene dem Wesen des Menschen 
inhärenten Eigenschaften zu beschreiben.

Einleitung 20 



Grundsätze auf die Nutzung von Künstlicher Intelligenz zum Erlass von Ermes
sensverwaltungsakten in anderen Verwaltungssektoren entsprechend übertragen.

Die Bearbeitung erfolgt dreistufig: Nach Einführung in die Technologie der 
Künstlichen Intelligenz und ihrer (aktuellen) Einsatzgebiete in der Polizeiarbeit ist 
ausgehend von der polizeirechtlichen Ermächtigungsgrundlage der Platzverweisung 
aus § 34 Abs. 1 S. 1 PolG NRW zunächst zu untersuchen, ob der Einsatz nach 
geltendem Recht zulässig ist. Anschließend ist, da in der Existenz des § 35a VwVfG 
NRW nach geltendem Recht ein rechtliches Hindernis liegt, die Zulässigkeit des 
Einsatzes von Künstlicher Intelligenz nach Einführung eines fiktiven Normzusatzes 
(§ 34 Abs. 1 S. 3 PolG NRW f. F. [fiktive Fassung]) zu prüfen. Es ist zu eruieren, ob 
dieser mit einfachem Recht kompatibel und verfassungsgemäß wäre.

Im Rahmen der Prüfung einfachen Rechts ist die Kompatibilität des § 34 PolG 
NRW f. F. mit dem Untersuchungsgrundsatz gemäß § 24 VwVfG NRW und der 
Begründungspflicht aus § 39 VwVfG NRW zu erörtern. Hierbei gilt es insbeson
dere zu analysieren, ob Künstliche Intelligenz aufgrund ihrer Schematisierungs
funktion in der Lage ist, den Sachverhalt umfassend zu erfassen und darüber hinaus 
die wesentlichen Entscheidungsgründe nachvollziehbar darzulegen. Daneben be
darf es einer detaillierten Untersuchung der Frage, ob Künstliche Intelligenz sowohl 
die Tatbestandsvoraussetzungen des § 34 PolG NRW auslegen und subsumieren 
sowie die Rechtsfolgenvorgaben, die eine Ausübung von Ermessen gemäß § 40 
VwVfG NRW erfordern, erfüllen kann.

Auf verfassungsrechtlicher Ebene bilden die Achtung der Menschenwürde, das 
Rechtsstaatsprinzip und das Demokratieprinzip zentrale Prüfungsschwerpunkte. 
Neben einer potenziellen Beeinträchtigung der Menschenwürde ist zu untersuchen, 
inwieweit der Einsatz Künstlicher Intelligenz in Bezug auf den aus dem Rechts
staatsprinzip entspringenden Rechtsbindungs- und Gewaltenteilungsgrundsatz und 
hinsichtlich der demokratischen Legitimation Probleme aufwirft.

Diese Untersuchung verzichtet ausdrücklich auf eine Ausweitung der Kompe
tenzen für den Einsatz Künstlicher Intelligenz im Sinne eines „Mehr“ an Polizei
maßnahmen, wie etwa einer Fernidentifikationsmöglichkeit von Personen, und be
fasst sich ebenso wenig mit der Zulässigkeit KI-gestützter Zwangsmaßnahmen. 
Ferner bleibt das Datenschutzrecht – soweit es nicht unmittelbar die vollautomati
sierte Einzelentscheidung in ihrer Außenwirkung betrifft – unberücksichtigt. Zwar 
ist unbestreitbar, dass der KI-basierte Erlass einer Platzverweisung verschiedenste 
datenschutzrechtlich relevante Verarbeitungsvorgänge impliziert. Dennoch liegt der 
Fokus allein auf jenen Rechtsvorschriften, die die automatisierte Entscheidungs
findung in ihrer Außenwirkung direkt regulieren, namentlich Art. 22 DSGVO sowie 
§ 46 DSG NRW als nationale Umsetzung von Art. 11 der Richtlinie (EU) 2016/680 
(im Folgenden: JI-Richtlinie). Darüber hinaus finden auch die Bestimmungen der 
Verordnung (EU) 2024/1689 (im Folgenden: KI-Verordnung) Berücksichtigung, 
soweit sie den datenschutzrechtlichen Rahmen für den Einsatz Künstlicher Intelli
genz im Rahmen des vorliegenden Zuschnitts der Arbeit modifizieren. Diese Re
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gelungen werden jeweils im Kontext der entsprechenden Problembereiche einge
woben.

Für die Herstellung der Praxisnähe und zur Illustration der komplexen Causa 
notwendig, erfolgt die rechtliche Prüfung anhand eines fiktiven Referenzfalls.

So soll wiederkehrender Bezugspunkt der rechtlichen Betrachtung folgende 
Einsatzsituation sein:

Auf einem Sportgelände wurde seitens der zuständigen Polizeibehörde ein humanoider 
Polizeiroboter postiert, der bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 34 Abs. 1 PolG NRW 
Platzverweisungen erlassen kann. Der Roboter ist mit verschiedenen Sensoren ausgestat
tet, wie z. B. Kameras und Mikrofonen, mit denen er das Geschehen wahrnimmt. Als 
Hauptsoftware wurde Künstliche Intelligenz in Form eines neuronalen Netzes implemen
tiert, die für den Polizeieinsatz trainiert wurde.
Im Rahmen eines eintägigen Sportfestivals finden sich zwei Rugby-Mannschaften – aus 
Neuseeland und Deutschland, jeweils bestehend aus 15 Personen – auf dem Spielfeld ein. 
Die neuseeländische Mannschaft führt vor Beginn des Spiels den rituellen „Haka-Tanz“ 
auf. Wegen des Sportfestivals trägt die neuseeländische Mannschaft eine traditionelle, 
indigene Körperbemalung. Die deutsche Mannschaft applaudiert anerkennend und jubelt.
Ein menschlicher Polizeibeamter weist den das Gesamtgeschehen beobachtenden Poli
zeiroboter darauf hin, dass sich in einem konkreten, beengten Tribünenrang ein mögli
cherweise einschreitungsbedürftiger Sachverhalt ereignet. Anlässlich dieses Hinweises 
begibt sich der Polizeiroboter zusammen mit dem Polizeibeamten in den besagten Tribü
nenrang. Dort stehen sich zwei Zuschauer, jeweils mit dem Trikot der konkurrierenden 
Mannschaft bekleidet, einander gegenüber. Der deutsche Rugbyfan hat seine rechte Hand 
zur Faust geballt. Er holt gegen den neuseeländischen Fan mit der geballten Faust zum 
Schlag aus, während er ihn mit den Worten: „Du Zecke! Du Backstein!“ wütend anschreit. 
Sofort fordert der Polizeiroboter den deutschen Zuschauer verbal auf, das Gelände des 
Sportfestivals für den Zeitraum der Veranstaltung unverzüglich zu verlassen. Während des 
Geschehens an der Tribüne greift der menschliche Polizeibeamte nicht ein.4

4 Der Referenzfall wurde so gestaltet, dass der Polizeiroboter im Einsatz von einem 
menschlichen Polizeibeamten begleitet wird. Diese gleichzeitige Präsenz eines kontrollieren
den Beamten ermöglicht eine kontinuierliche Überwachung der Entscheidungen des Roboters 
und gestattet bei Bedarf eine unmittelbare Intervention. Es ist anzunehmen, dass diese Fall
gestaltung auf ein höheres Maß an gesellschaftlicher Akzeptanz stößt als der ausschließliche 
Einsatz eines Polizeiroboters, insbesondere da in weiten Teilen der Bevölkerung vornehmlich 
Skepsis gegenüber robotischen Systemen und der fortschreitenden Automatisierung adminis
trativer Prozesse bestehen dürfte. Überdies knüpft diese Vorgehensweise an ein in der poli
zeilichen Praxis etabliertes Prinzip an, wonach Polizeibeamte üblicherweise mindestens zu 
zweit agieren. Ein solches personalgestütztes Tandem dient nicht nur dem wechselseitigen 
Schutz, sondern schafft durch kommunikative Absprachen, kurze Diskussionen und gegen
seitige Kontrolle auch eine zusätzliche Sicherung für die Einhaltung rechtsstaatlicher Vorga
ben. Vor diesem Hintergrund erscheint es als ausgesprochen sinnvoll, den Einsatz von KI- 
basierten Polizeirobotern zunächst in einem Tandem mit einem menschlichen Polizeibeamten 
zu untersuchen, sollte eine Erweiterung der KI-Anwendungen im polizeilichen Maßnahmen
bereich angestrebt werden.
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